
Satzung über den Bebauungsplan Nr. 38 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für 
das Gebiet nordwestlich an der Klützer Straße zwischen den Ortslagen 
Wichmannsdorf und Boltenhagen – Teil 1  
  
hier: Umweltbezogene Stellungnahmen 
 
 
bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange aus dem Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB (Planungsstand: Vorentwurf vom 05. Juli 2018): 

- Landkreis Nordwestmecklenburg, Untere Naturschutzbehörde, vom 21.09.2018, 
- Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg, vom 28.08.2018, 
- Bergamt Stralsund, vom 11.09.2018, 
- Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern, vom 

18.09.2018, 
- Straßenbauamt Schwerin, vom 14.09.2018, 
- Zweckverband Grevesmühlen, vom 17.09.2018, 
- Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, vom 30.08.2018, 
- Landesforst Mecklenburg-Vorpommern, Forstamt Grevesmühlen, vom 13.09.2018, 
- Wasser- und Bodenverband "Wallensteingraben-Küste", vom 13.09.2018, 
- BUND Mecklenburg-Vorpommern e.V., vom 12.09.2018. 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Die Landrätin 
Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 

Auskunft erteilt Ihnen Franziska Sack 

Zimmer 2.218    Börzower Weg 3    23936 Grevesmühlen 
 

Telefon 03841 3040 6303 Fax 03841 3040 86303 

E-Mail f.sack@nordwestmecklenburg.de 

 

Landkreis Nordwestmecklenburg 

Kreissitz Wismar 

Rostocker Straße 76 

23970 Wismar 

Telefon 03841 3040 0 

Fax   03841 3040 6599 

E-Mail info@nordwestmecklenburg.de 

Web  www.nordwestmecklenburg.de 

Bank  Sparkasse Mecklenburg-Nordwest 

IBAN  DE61 1405 1000 1000 0345 49 

BIC   NOLADE21WIS 

CID   DE46NWM00000033673 

 

Seite 1/13 

 

Landkreis Nordwestmecklenburg    Postfach 1565    23958 Wismar 

 

 
 
Bebauungsplan Nr. 38 „nordwestlich an der Klützer Straße zwischen den Orts-
lagen Wichmannsdorf und Boltenhagen“ der Gemeinde Ostseebad Boltenha-
gen 

 

Sehr geehrte Frau Schultz, 

 

Grundlage für die Stellungnahme sind die Vorentwurfsunterlagen zur Aufstellung des 

B-Planes Nr. 38 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen mit Planzeichnung im Maß-

stab 1:2.500, Planungsstand 05.07.2018 und die dazugehörige Begründung mit glei-

chem Bearbeitungsstand. 

 

Die Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte in den nachfolgenden Fachdiensten 

und im Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Nordwestmecklenburg: 

 

Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 

FD Bauordnung und Umwelt 

 SG Untere Naturschutzbehörde 

 SG Untere Wasserbehörde 

 SG Untere Abfall- und Immissions-
schutzbehörde 

 SG Untere Bauaufsichts- und Denk-
malschutzbehörde 

FD Bau und Gebäudemanagement 

 Straßenbaulastträger 

 Straßenaufsichtsbehörde 

FD Ordnung/Sicherheit und Straßen-

verkehr 

 Untere Straßenverkehrsbehörde 

FD Öffentlicher Gesundheitsdienst Kommunalaufsicht 

FD Kataster und Vermessung Abfallwirtschaftsbetrieb 

 

Amt Klützer Winkel 

Für die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 

Schlossstraße 1 

23948 Klütz 
Unsere Sprechzeiten 

Di  09:00 - 12:00 Uhr    13:00 - 16:00 Uhr 

Do  09:00 - 12:00 Uhr    13:00 - 18:00 Uhr 
 

Unser Zeichen  

Grevesmühlen, 21.09.2018 
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Die Stellungnahmen sind diesem Schreiben als Anlage beigefügt. Daraus ergeben 

sich Hinweise und Ergänzungen, die in der weiteren Bearbeitung zu beachten sind. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

 

 

Franziska Sack 

SB Bauleitplanung/ Rad-, Reit- und Wanderwege 
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Anlage 

Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 

Bauleitplanung 

 

Die Gemeinde möchte mit ihrer Planung bezahlbaren Wohnraum für die ortsansässi-

ge Bevölkerung und die Mitarbeiter der ortsansässigen Betriebe schaffen. Zunächst 

verbleibt eine unbeplante Fläche zwischen der Ortslage Boltenhagen und dem Plan-

gebiet. In der Lücke soll zukünftig ebenfalls Wohnraum entstehen sowie eine Be-

darfsfläche für die Ergänzung des touristischen Angebots. 

Weshalb überplant die Gemeinde nicht erst den Bereich, der sich an die Ortslage 

Boltenhagen anschließt, sondern lässt eine größere Fläche frei? 

 

Flächennutzungsplan 

Die Möglichkeit der Anpassung des Flächennutzungsplans im Wege der Berichti-

gung, sieht das BauGB nur bei der Aufstellung von Bebauungsplänen der Innenent-

wicklung, nach § 13a BauGB, vor (siehe Begründung, Seite 4). Aus den vorliegenden 

Planunterlagen wird nicht ersichtlich, dass dieses Verfahren angewendet werden 

soll. 

 

Das BVerwG stellt in seinem Urteil vom 04.11.2015, Aktenzeichen 4 CN 9.14, fest: 

„Mit dem Tatbestandsmerkmal der Innenentwicklung beschränkt § 13a Abs. 1 

Satz 1 BauGB seinen räumlichen Anwendungsbereich. Überplant werden dür-

fen Flächen, die von einem Siedlungsbereich mit dem Gewicht eines im Zu-

sammenhang bebauten Ortsteils umschlossen werden. Die äußeren Grenzen 

des Siedlungsbereichs dürfen durch den Bebauungsplan nicht in den Außenbe-

reich hinein erweitert werden. Dies folgt aus der Gesetzessystematik, dem Sinn 

und Zweck des § 13a BauGB sowie aus der Gesetzesbegründung.“ 

 

Die Fläche, die überplant werden soll, ist nicht von einem Siedlungsbereich mit dem 

Gewicht eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils umschlossen (im nordwestli-

chen Bereich keine Bebauung vorhanden; östlich verbleibt zunächst eine Lücke von 

ca. 230 m). 

Der Flächennutzungsplan kann im Parallelverfahren, nach § 8 Abs. 3 BauGB, geän-

dert werden. Der wirksame Flächennutzungsplan widerspricht den Planungsabsich-

ten der Gemeinde, Allgemeine Wohngebiete auszuweisen. 
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Einheimischenmodell 

Bei der Anwendung des Einheimischenmodells muss die Gemeinde verschiedene 

Voraussetzungen beachten. Auch Ortsfremde Personen können am Einheimischen-

modell teilnehmen. Zugangsvoraussetzung ist nur deren Einkommen und Vermögen. 

Die Kriterien für die Punktevergabe müssen im Vorfeld bekannt sein. Sie müssen 

objektiv sein und dürfen nicht diskriminieren. Das Kriterium der Ortsgebundenheit 

darf mit maximal 50 % berücksichtigt werden. In diesem Rahmen kann die Ausübung 

eines Ehrenamtes mit berücksichtigt werden. Soziale Kriterien sind mit mindestens 

50 % zu gewichten. 

Ich verweise hierzu auf Punkt 5 (Seite 30 ff.) des „Einführungserlass[es] des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern zum Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im 

Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt und zu 

weiteren Änderungen des Baugesetzbuchs (BauGBÄndG 2017 – Landeseinfüh-

rungserlass M-V – EE M-V 2017). 

Fachdienst Bauordnung und Umwelt 

Untere Naturschutzbehörde 

 

Untere Naturschutzbehörde: Frau Hamann 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin, die im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind.  
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, die im Rahmen 
der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müssen.  
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin. x 

 

Eingriffsregelung: Frau Hamann 

 

Nach § 1a Abs. 3 Baugesetzbuches (BauGB) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 6 

BauGB die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und 

Landschaft (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) zu berücksichti-

gen. 

Mit dem Erlass vom 01.06.2018 wurde durch das Ministerium für Landwirtschaft und 

Umwelt eine Neufassung der „Hinweise zur Eingriffsregelung“ verbindlich eingeführt. 

Die Abarbeitung der Eingriffsregelung ist für den Bebauungsplan Nr. 38 der Ge-
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meinde Boltenhagen nach dem Modell der „Hinweise zur Eingriffsregelung“ von 

2018 vorzunehmen. 

Der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zum B-Plan ist ein Bestandsplan in einem ge-

eigneten Maßstab beizufügen. 

 

Baum- und Alleenschutz: Frau Hamann 

 

Einzelbaumschutz 

Es ist im weiteren Planverfahren zu prüfen, ob sich innerhalb des Geltungsbereiches 

des B-Planes Nr. 38 der Gemeinde Boltenhagen Bäume befinden, die nach § 18 

Abs. 1 NatSchAG M-V gesetzlich geschützt sind. Die Beseitigung geschützter Bäu-

me, sowie alle Handlungen, die zu ihrer Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen 

Beeinträchtigung führen können bzw. Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschä-

digung oder nachteiligen Veränderung einer Allee oder einseitigen Baumreihe füh-

ren können sind verboten. Gesetzlich geschützte Bäume sind in der Satzung darzu-

stellen und zum Erhalt festzusetzen. Die Vermeidung von Eingriffen in geschützte 

Bäume ist im Planverfahren zu prüfen. 

 

Sind Fällungen oder Beeinträchtigungen geschützter Bäume nicht vermeidbar, ist im 

weiteren Planverfahren ein begründeter Antrag auf Ausnahme von den Verboten 

des § 18 Abs. 2 NatSchAG M-V bei der unteren Naturschutzbehörde zu stellen. Der 

Ausgleich für die Fällung oder Beeinträchtigung geschützter Einzelbäume richtet 

sich nach dem Baumschutzkompensationserlass. 

 

Die Ersatzstandorte sind im Antragsverfahren zu benennen und in einem Lageplan 

darzustellen. Die Verfügbarkeit der Ersatzstandorte ist nachzuweisen. 

 

Alleebaumschutz 

Es ist im weiteren Verfahren zu prüfen, ob von der Planung nach § 19 NatSchAG M-

V Bäume einer Allee oder einseitigen Baumreihe betroffen sind. Nach § 19 Abs. 1 

NatSchAG M-V sind alle Handlungen unzulässig, die zu einer Zerstörung, Beschä-

digung oder nachteiligen Veränderung einer Allee oder einseitigen Baumreihe füh-

ren können. Der geschützte Baumbestand ist im weiteren Planverfahren in den Un-

terlagen darzustellen und Möglichkeiten der Vermeidung von Eingriffen in Alleen 

oder einseitigen Baumreihen zu prüfen. 

Sind Fällungen oder Beeinträchtigungen dieser Bäume trotz Vermeidungs- und Mi-

nimierungsmaßnahmen nicht auszuschließen, ist im weiteren Planverfahren ein be-

gründeter Antrag auf Befreiung von den Verboten des § 19 NatSchAG M-V bei der 

unteren Naturschutzbehörde zu stellen. Der Ausgleich für die Fällung oder Beein-

trächtigung dieser Bäume richtet sich nach dem Alleenerlass. 
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Die Ersatzstandorte sind im Antragsverfahren zu benennen und in einem Lageplan 

darzustellen. Die Verfügbarkeit der Ersatzstandorte ist nachzuweisen. 

 

Im Befreiungsverfahren nach § 19 NatSchAG M-V sind die anerkannten Natur-

schutzverbände zu beteiligen (§ 30 NatSchAG M-V). Zur Verbandsbeteiligung sind 

mir die Antragsunterlagen in 6-facher Ausfertigung zu zusenden. 

 

Hinweis: 

Die Vorhabenträgerin hat sich auch in der Begründung und im Umweltbericht zum 

B-Plan Nr. 38 damit auseinanderzusetzten, ob die Tatbestandsvoraussetzungen 

nach §§ 18 und 19 NatSchAG M-V für die Erteilung einer Ausnahme/Befreiung für 

die Fällung geschützter Bäume vorliegen. 

 

Landschaftsplanung: Frau Basse 

 

Zum o. g. B-Planplanentwurf bestehen keine grundsätzlichen Einwände oder Be-

denken. 

Bei der Auswahl der naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen sollten vor-

zugsweise die entsprechenden Empfehlungen des Landschaftsplanes Boltenhagen 

im Zusammenhang mit dem nahegelegenen Niederungsbereich des Klützer Baches 

berücksichtigt werden. 

 

Artenschutz: Herr Höpel 

 

Gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz ist es u.a. verboten, wild lebende Tie-

re der besonders geschützten Arten zu verletzen oder zu töten, bzw. deren Fort-

pflanzungs- oder Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören, sowie darüber hin-

aus wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelar-

ten erheblich zu stören, so dass sich dadurch der Erhaltungszustand der lokalen Po-

pulation verschlechtern kann. Bei Abweichung von den Verbotstatbeständen im 

Rahmen eines Vorhabens ist die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 BNatSchG 

oder einer Befreiung nach § 67 BNatSchG erforderlich. 

 

Daher sind die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung auf Tiere und Pflanzen 

besonders und streng geschützter Arten unter Beachtung des § 44 Abs. 1 Bundesna-

turschutzgesetz in einem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB) darzustellen und 

im weiteren Verfahren der UNB zur Prüfung vorzulegen. Bestandteil des AFB sind 

auch ggf. erforderliche vorgezogene Ausgleichs- (CEF) oder Vermeidungs- und mi-

nimierungsmaßnahmen. 
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Im Hinblick auf erforderliche Erfassungen von Pflanzen und Tieren wird auf die fach-

lich einschlägigen Regelwerke verwiesen u.a. die Hinweise zur Eingriffsregelungen 

M-V, Stand 2018. 

 

Hinweis: Sofern CEF-Maßnahmen erforderlich werden, sind diese vor Umsetzung 

der Planung umzusetzen und deren Wirksamkeit muss zum Zeitpunkt der Beein-

trächtigung für die jeweiligen Arten nachgewiesen sein. 

 
Biotopschutz: Herr Berchtold-Micheel 

 

Es ist seitens des Plangebers auf der Grundlage einer aktuellen Bestandserfassung 

fachgutachtlich prüfen zu lassen, ob durch die Umsetzung der Planungsabsichten 

bau-, anlage- oder betriebsbedingten Auswirkungen (auch mittelbare Auswirkungen) 

verursacht werden, in deren Folge es zu einer Zerstörung, Beschädigung, Verände-

rung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen 

Beeinträchtigungen von Biotope kommen kann, die besonders geschützten sind. 

Wenn dies der Fall ist, muss geprüft werden, ob die Eingriffe vermeidbar sind (Ver-

meidungsgebot gemäß § 15 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz). Ist dies nicht mög-

lich, muss bei der unteren Naturschutzbehörde ein Antrag auf Erteilung einer Aus-

nahmegenehmigung nach § 20 Abs. 3 NatSchAG gestellt werden. In dem Antrag ist 

ausführlich darzulegen, dass der Eingriff ausgleichbar oder aus überwiegenden 

Gründen des Gemeinwohls erforderlich ist (Ausnahmetatbestände im § 20 Abs. 3 

NatSchAG). Es ist eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung für die Eingriffe in die ge-

schützten Biotope vorzulegen. Die Antragsunterlagen sind in 6-facher Ausfertigung 

einzureichen (ggf. 1x Papierfassung u. 5x digital), da die anerkannten Naturschutz-

vereinigungen im Verfahren zu beteiligen sind (§ 30 NatSchAG). 

 

Natura 2000: 

 

FFH-Gebiet 

Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG sind Pläne und Projekte vor ihrer Zulassung 

oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 

2000-Gebiets zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit ande-

ren Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen 

und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen. Durch diese Vorschrift 

wird Art 6 Abs. 3 FFH-RL in nationales Recht umgesetzt. 

 

Seitens der unteren Naturschutzbehörde kann einem Plan deshalb nur zugestimmt 

werden, wenn nachgewiesen ist, dass erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- 

und Erhaltungsziele ausgeschlossen sind. 
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Maßstab für die Erheblichkeit von Gebietsbeeinträchtigungen sind die für das Gebiet 

maßgeblichen Erhaltungsziele, also die Festlegungen zur Erhaltung oder Wieder-

herstellung eines günstigen Erhaltungszustands der in einem FFH- Gebiet vorkom-

menden Lebensräume und Arten nach den Anhängen I und II FFH-RL. Die Erhal-

tungsziele ergeben sich aus der Schutzerklärung bzw. aus dem Managementplan 

für das Gebiet. 

 

Daher ist die Verträglichkeit des Vorhabens mit den Schutz- und Erhaltungsziele des 

FFH-Gebietes nachzuweisen, hier FFH-Verträglichkeits(vor)prüfung, siehe dazu § 

34 Abs. 1 BNatSchG. Hierbei sind sowohl bau-, anlage- als auch betriebsbedingte 

Auswirkungen der Planung zu ermitteln und entsprechend zu bewerten. Als Grund-

lage sind dabei der bestehende Managementplan, aktuelle Erkenntnisse zum Gebiet 

und insbesondere auch die Natura 2000-Gebiete-Landesverordnung M-V, Stand 9. 

August 2016, zu verwenden. Zu betrachten sind auch mögliche Summationswirkun-

gen mit anderen Plänen oder Projekten. 

 

Europäisches Vogelschutzgebiet „Wismarbucht und Salzhaff“ (DE 1934-401) 

 

Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nähe des Europäischen Vogelschutz-

gebietes (SPA) „Wismarbucht und Salzhaff“ (DE 1934-401). Es ist deshalb seitens 

des Plangebers zu prüfen, ob bei Umsetzung der Planungsabsichten bau-, anlage- 

oder betriebsbedingte Auswirkungen auftreten, in deren Folge es zu Veränderungen 

oder Störungen kommt, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung des SPA „Wis-

marbucht und Salzhaff“ in den für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maß-

geblichen Bestandteilen führen können. Alle Veränderungen und Störungen, die zu 

einer erheblichen Beeinträchtigung eines Vogelschutzgebietes in seinen für die Er-

haltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können, 

sind unzulässig (§ 33 Abs. 1 BNatSchG). Pläne und Projekte, die nicht unmittelbar 

mit der Verwaltung eines SPA in Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig 

sind, die ein SPA jedoch einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Plänen und 

Projekten erheblich beeinträchtigen können, erfordern vor ihrer Zulassung oder 

Durchführung eine Prüfung auf Verträglichkeit mit den für das SPA festgesetzten 

Erhaltungszielen (§ 34 Abs. 1 BNatSchG). 

 

Die SPA in Mecklenburg-Vorpommern sind mit der Natura 2000-LVO M-V nach na-

tionalem Recht unter Schutz gestellt worden. Schutzzweck der Europäischen Vogel-

schutzgebiete ist der Schutz der wildlebenden Vogelarten sowie ihrer Lebensräume. 

Erhaltungsziel des jeweiligen Europäischen Vogelschutzgebietes ist die Erhaltung 

oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der maßgeblichen 

Bestandteile des Gebietes. In Anlage zur Natura 2000-LVO M-V werden als maß-
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gebliche Bestandteile die Vogelarten und die hierfür erforderlichen Lebensraumele-

mente gebietsbezogen festgesetzt. 

 

Der Nachweis der Verträglichkeit erfolgt grundsätzlich in einem zweistufigen Verfah-

ren. In einem ersten Schritt (s. g. FFH-Verträglichkeitsvorprüfung) ist zu klären, ob 

von dem Plan oder Projekt anlage-, bau- oder betriebsbedingte Auswirkungen aus-

gehen, die das SPA in den für die Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen er-

heblich beeinträchtigen können. Grundsätzlich ist jede Beeinträchtigung von Erhal-

tungszielen erheblich und muss als Beeinträchtigung des Gebietes gewertet werden. 

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung ist durchzuführen, wenn Beeinträchtigungen von 

Erhaltungszielen des SPA nicht offensichtlich ausgeschlossen werden können. 

 

Es sind die anerkannten Fachstandards (u. a. Webseite des Bundesamtes für Na-

turschutz, FFH-VP-Info unter http://ffh-vp-info.de/FFHVP/Page.jsp, Lambrecht u. 

Trautner 20071, Schreiber 20042) zu nutzen. Für das SPA „Wismarbucht und Salz-

haff ist ein Managementplan aufgestellt worden, der auf der Webseite des StALU 

Westmecklenburg zur Verfügung steht. 

 

Ein besonderer Schwerpunkt beim Nachweis der Verträglichkeit mit den Erhaltungs-

zielen des SPA „Wismarbucht und Salzhaff“ muss auf die s. g. Summationswirkun-

gen mit anderen Plänen und Projekten, die innerhalb des und angrenzend an das 

SPA bzw. in der Nähe des SPA geplant/genehmigt sind, gelegt werden. 

 

Damit ein zügiger Planungsablauf gewährleistet ist, wird empfohlen, inhaltliche und 

methodische Fragen der FFH-Verträglichkeitsprüfung gemeinsam mit dem StALU 

Westmecklenburg, das die zuständige Naturschutzbehörde für die Küstengewässer 

der Wismarbucht und die Managementplanung ist, und der unteren Naturschutzbe-

hörde des Landkreises Nordwestmecklenburg abzustimmen. 

 

Rechtsgrundlagen 

 

BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-

setz) v. 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) 

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz) v. 23. Februar 

2010 (GVBl. M-V S 66) 

                                                                 
1
 Lambrecht et al. (2007): Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen der 

FFH-VP. Endbericht zum Teil Fachkonventionen. FuE-Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. FKZ 804 82 004. 
2
 Schreiber, M. (2004): Der Papierkorb im Waldmeister-Buchenwald. Welche Beeinträchtigungen sind in Natura 2000-Gebieten 

erheblich? Natur und Landschaftsplanung 36, S. 133-138. 

http://ffh-vp-info.de/FFHVP/Page.jsp
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Baumschutzkompensationserlass Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für 

Landwirtschaft, Umweltamt für Umwelt und Verbraucherschutz vom 15.10.2007 

(AmtsBl. M-V 2007 S.530ff) 

Alleenerlass Schutz, Pflege und Neuanpflanzung von Alleen und einseitigen Baum-

reihen in Mecklenburg-Vorpommern, Gemeinsamer Erlass des Ministeriums für 

Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung und des Ministerium für Landwirt-

schaft, Umwelt und Verbraucherschutz vom 18.12.2015 –VIII 240-1/556-07 -VI 

250 – 5300-00000-2012/016 - veröffentlicht im Amtsblatt M-V 2016 Nr.1 S. 9ff 

Hinweise zur Eingriffsregelung Herausgeber Ministerium für Landwirtschaft und 

Umwelt Mecklenburg-Vorpommern, Neufassung 2018 

Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im Landkreis Nordwestmeck-

lenburg Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-

Vorpommern (2000): Grundlagen der Landschaftsplanung in Mecklenburg-

Vorpommern, Band 4 a. Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im Land-

kreis Nordwestmecklenburg. 

EG-Vogelschutzrichtlinie Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates v. 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogel-

arten (kodifizierte Fassung) (Amtsblatt der Europäischen Union 2010 L20/7)  

Natura 2000-LVO M-V Landesverordnung über die Natura 2000-Gebiete in Meck-

lenburg-Vorpommern v. 12. Juli 2011 

Fachdienst Kommunalaufsicht 

Die Kommunalaufsicht hat keine Bedenken oder Vorbehalte vorzubringen: X 

 

Die Kommunalaufsicht nimmt wie folgt Stellung: 

 

Zur finanziellen Auswirkung der Planung auf die Gemeinde kann keine Aussage ge-

troffen werden, da Kosten nicht angegeben wurden. 

 

Vorstehende Stellungnahme gilt im Übrigen unter der Voraussetzung, dass die 

Stadt/Gemeinde ihre Einnahmemöglichkeiten vollständig ausschöpft, um die mit der 

Realisierung der Planung verbundenen Kosten weitestgehend zu refinanzieren. Hier-

zu zählt sowohl die Erhebung von Erschließungsbeiträgen nach dem BauGB bzw. 

von Beiträgen nach dem KAG als auch die Abwälzung anderer Folgekosten (z.B. für 

Ausgleichsmaßnahmen, Aufforstung usw.) durch den Abschluss von Folgekostenver-

trägen. 
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Fachdienst Bau und Gebäudemanagement 

 

Straßenaufsichtsbehörde 

Entsprechend den vorliegenden Planunterlagen ergeht folgende Stellungnahme: 

 

1. Für die zu planenden Straßen und Nebenanlagen sind die Ausbaubreiten, 

Sicherheitsabstände, Grundmaße für Verkehrsräume und lichte Räume 

von Kraftfahrzeugen, Radfahrern und Fußgängern, Flächen für Kurven-

fahrten (Kurvenverbreiterungen) und Sichtweiten entsprechend RASt 06 

einzuhalten. Maste der Straßenbeleuchtung, Schaltschränke usw. sind 

außerhalb des Lichtraumprofils der Straßen und Nebenanlagen anzuord-

nen. Flächen für Abstände zu Grundstückseinfriedungen oder Einbauten 

wie z.B. Straßenlampen neben den Fahrbahnen sind bei den öffentlichen 

Verkehrsflächen zusätzlich zu berücksichtigen. 

2. Besonderes Augenmerk ist auf die erforderlichen Fahrbahnbreiten in Ab-

hängigkeit vom prognostizierten Verkehrsaufkommen und den zu erwar-

tenden Begegnungsfällen zu legen. Eventueller Linienbusverkehr ist zu 

berücksichtigen. 

3. Die Anbindungen an die Landesstraße L 03 sind mit dem zuständigen 

Straßenbaulastträger abzustimmen. 

 

Die Ausführungsunterlagen für die Erschließungsstraßen sind gemäß § 10 StrWG-

MV der Straßenaufsichtsbehörde in 3-facher Ausfertigung zur Erteilung der Fachge-

nehmigung vorzulegen. 

 

Straßenbaulastträger 

Zum o. a. B-Plan gibt es unsererseits keine Einwände. 

Es sind keine Straßen und Anlagen in unserer Trägerschaft betroffen. 

Abfallwirtschaftsbetrieb 

Eine abschließende Beurteilung ist derzeit nicht möglich, da noch nicht ersichtlich ist, 

welche der verschiedenen Planungsvarianten umgesetzt wird. 

 

Es können daher zunächst nur Hinweise für die weitere Planung gegeben werden, 

um deren Beachtung für die weitere Planung gebeten wird: 
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1. In allen drei Varianten werden Erschließungsstraßen dargestellt, die vom Teilbe-
reich 2 in den Teilbereich 3 münden. Dieser soll jedoch erst zu einem späteren 
Zeitpunkt realisiert werden, so dass diese Erschließungsstraßen augenscheinlich 
zunächst als Sackgassen bis zur Grenze zwischen den Teilbereichen errichtet 
werden. Damit die Abfallentsorgung für die angrenzenden Grundstücke sicher-
gestellt werden kann, müssen hier geeignete Wendeanlagen nach der RASt 06 
errichtet werden um ein Wenden der Abfallsammelfahrzeuge zu ermöglichen. 

2. In allen 3 Varianten ist eine Stichstraße in West-Ost-Verlauf geplant, die an der 

Grenze des Teilbereichs 4 endet, eine Fortführung in diesen Bereich hinein ist 

nicht geplant. Eine Einfuhr in diesen Stichweg ist nicht erforderlich, sofern die 

Abfallbehälter aus diesem Bereich an dem nach Norden (zum Teilbereich 3) füh-

renden Abzweig bereitgestellt werden. 

3. Die Variante 1 sieht am westlichen Rand eine Bebauung in 2. Reihe vor, die Er-

schließung erfolgt über entsprechende Stichstraßen. Mangels geeigneter Wen-

deanlagen an diesen Stichstraßen ist eine Einfuhr durch die Abfallsammelfahr-

zeuge nicht möglich. Ein Rückwärtsfahren in diese Straßen widerspricht den 

UVV der zuständigen Berufsgenossenschaft, zudem beeinträchtigt es die Leich-

tigkeit und Schnelligkeit der Abfallentsorgung. Daher ist für die in 2. Reihe gele-

genen Grundstücke ein Behältersammelplatz an der vorderen Erschließungs-

straße festzulegen. An diesem Sammelplatz sind die Abfallbehälter zur Leerung 

bereitzustellen. Dabei ist darauf zu achten, dass die Abfallbehälter keine Beein-

trächtigungen für Verkehrsteilnehmer darstellen. 

4. Die Varianten 1 - 3 sehen im Teilbereich 1 bis zu 4 größere Wohnhäuser in 2. 

Reihe vor. Um bei einer Realisierung dieser Bebauung die Abfallentsorgung si-

cherstellen zu können, sind die Abfallbehälter an einer geeigneten Stelle (öffent-

liche Erschließungsstraße) zur Leerung bereitzustellen. Ein entsprechender Hin-

weis/ eine Stellplatzregelung ist für diesen Bereich festzuhalten. 

5. Die geplante Wendeanlage in den Varianten 2 und 3 muss den Anforderungen 

an Straßen und Wege zur Befahrung durch 3 bis 4-achsige Abfallsammelfahr-

zeuge entsprechen. 

6. Auf der L 03 (Klützer Straße) sind an den Zufahrten zum Plangebiet und zur Au-

gust-Bebel-Straße zwei Kreisverkehre geplant. Diese sind so zu errichten, dass 

eine Befahrung mit den eingesetzten Abfallsammelfahrzeugen problemlos mög-

lich ist. Insbesondere ist ausreichend Platz für die Fahrzeugüberstände einzu-

planen. 

7. Derzeit werden im LK NWM Abfallsammelfahrzeuge mit einem Gesamtgewicht 

bis zu 35 t eingesetzt. Die Straßen und Wege müssen entsprechend tragfähig 

ausgebaut sein. 
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8. Die Schleppkurven der eingesetzten Abfallsammelfahrzeuge sind bei der (Neu-) 

Gestaltung der Straßenflächen sowie deren Einmündungen zu berücksichtigen. 

Dies gilt auch bei der Gestaltung von Pflanzinseln o.ä. zur Verkehrsberuhigung. 

9. Es wird eine lichte Durchfahrtshöhe von mindestens 4,00 m zzgl. Sicherheitsab-

stand gefordert. Insbesondere Äste und Straßenlaternen dürfen nicht in das 

Lichtraumprofil hineinragen. 

10. Die Straßen- und Fußgängerflächen sind so anzulegen, dass durch die Bereit-

stellung der Abfallbehälter keine Beeinträchtigungen sowohl für den Straßen- als 

auch Fußgängerverkehr entstehen 

Fachdienst Kataster und Vermessung 

 

Im B-Planbereich befinden sich diverse Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lage-

netzes. Auf den Erhalt der Lagenetzpunkte ist zu achten. Falls die Punkte von Bau-

maßnahmen berührt werden, sind sie durch geeignete Maßnahmen zu sichern. Mit 

den Grenzpunkten der Flurstücksgrenzen muss gleichermaßen verfahren werden. 

 

Bei Beschädigung oder Verlust der Punkte ist der Verursacher verpflichtet, sie auf 

eigene Kosten durch einen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur oder durch 

das Kataster- und Vermessungsamt wieder herstellen zu lassen. 

 

Hinweis: die Übereinstimmung der Planungsunterlagen mit dem aktuellen Lie-

genschaftskataster wurde nicht geprüft. 

 























Hausanschriften:  

Landesamt für Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern 
Verwaltung Landesbibliothek Landesdenkmalpflege Landesarchäologie Landesarchiv 

 
Domhof 4/5 
19055 Schwerin 
Tel.: 0385 588 79 111 

Johannes-Stelling-Str. 29 
19053 Schwerin 
Tel.: 0385 588 79 210 

Domhof 4/5 
19055 Schwerin 
Tel.: 0385 588 79 101 

Domhof 4/5 
19055 Schwerin 
Tel.: 0385 588 79 101 

Graf-Schack-Allee 2 
19053 Schwerin 
Tel.: 0385 588 79 410 

 
http://www.kulturerbe-mv.de  

 
E-Mail: poststelle@lakd-mv.de   Fax: 0385 588 79 344 
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Mecklenburg-Vorpommern 
 

 
  Landesamt für Kultur und Denkmalpflege  

 Postfach 111252  19011  Schwerin  

  
Amt Klützer Winkel 
 
Schloßstr. 1 
 
23948 Klütz 
 

 

   

 

 

Auskunft erteilt: DenkmalGIS 

Telefon: 0385 588 79 100 

e-mail: poststelle@lakd-mv.de 

Aktenzeichen: 180821_010016-01 

Schwerin, den 30.08.2018 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
Ihr Schreiben vom 14.08.2018 
Ihr Aktenzeichen kein 
Gemeinde Boltenhagen 
Grundstueck Gemeinde Ostseebad Boltenhagen, Gebiet nordwestlich an der Klützer 
Straße zwischen den Ortslagen Wichmannsdorf und Boltenhagen 
Georeferenz 107_5650,polygon,110966.13 m2 
33250492.3,5988643 
33250394.52,5988815.59 
33250285.32,5988701.62 
33250234.8,5988753.72 
33250187.53,5988698.36 
33250058.78,5988867.69 
33249998.48,5988812.33 
33249980.55,5988771.63 
33250009.89,5988660.91 
33250267.39,5988431.34 
33250303.25,5988472.04 
33250329.32,5988460.65 
END 
END 
Vorhaben Satzung über den Bebauungsplan Nr. 38 
Hier eingegangen 21.08.2018 12:01:09 
 
Im Bereich des Vorhabens sind Bodendenkmale bekannt (vgl. beiliegende Karte), 
die gemäß § 9 (6) BauGB nachrichtlich in den Bebauungsplan zu übernehmen sind 
(Denkmäler nach Landesrecht). 
 
Dabei ist insbesondere die flächige Ausdehnung der Bodendenkmale gemäß 
beiliegender Karte in der Planzeichnung darzustellen. Dazu sind folgende 
Informationen in den Textteil zu übernehmen: 
 
Die Farbe Blau kennzeichnet Bodendenkmale, deren Veränderung oder Beseitigung 
nach § 7 DSchG MV genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher Erdarbeiten 

http://www.kulturerbe-mv.de/
mailto:poststelle@lakd-mv.de
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die fachgerechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sichergestellt 
wird. Alle durch diese Maßnahmen anfallenden Kosten hat der Verursacher des 
Eingriffs zu tragen (§ 6 (5) DSchG MV). Über die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale ist das Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. 
Die zu erteilenden Genehmigungen sind an die Einhaltung dieser Bedingungen 
gebunden. 
 
Hinweise: 
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 DSchG MV. In diesem Fall ist die untere 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund und die 
Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des 
Landesamtes in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 
fünf Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen erhalten Sie bei 
der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde bzw. beim Landesamt für Kultur und 
Denkmalpflege, Domhof 4/5, 19055 Schwerin. 
 
 
Erläuterungen: 
Denkmale sind gemäß § 2 (1) DSchG MV Sachen, Mehrheiten von Sachen und Teile von 
Sachen, an deren Erhaltung und Nutzung ein öffentliches Interesse besteht, wenn 
die Sachen bedeutend für die Geschichte des Menschen, für Städte und Siedlungen 
oder für die Entwicklung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen sind und für 
die Erhaltung und Nutzung künstlerische, wissenschaftliche, geschichtliche, 
volkskundliche oder städtebauliche Gründe vorliegen (§ 2 (1) DSchG MV). Gem. § 1 
(3) sind daher bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen die Belange des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege zu berücksichtigen. 
 
Diese Stellungnahme erfolgt in Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse der 
Fachbehörden für Bodendenkmale bzw. Denkmalpflege und als Träger öffentlicher 
Belange (§ 4 (2) Pkt. 6 DSchG MV). 
 
Vorgang besteht aus: 
ORI180821_010016-01.xml 
ORI180821_010016-01.pdf 
180821_010016-01K250.pdf 
 
Dr.-Ing. Michael Bednorz 
C1DAAE20F85EDED66AC1C7474496AAEE 
30.08.2018 14:16:01 
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Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen gemäß § 30 NatSchAG M-V  
 

Hier: Satzung über den Bebauungsplan Nr. 38 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für das 
Gebiet nordwestlich an der Klützer Straße zwischen den Ortslagen Wichmannsdorf und 
Boltenhagen 

 

Im Namen des BUND Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. danke ich für die 
Beteiligung am Verfahren und nehme heute fristwahrend wie folgt Stellung:  

Der BUND lehnt die Ausweisung neuer Baugebiete ab und fordert die Gemeinde Ostseebad 
Boltenhagen auf: 

- ein Instrumentarium zu entwickeln, mit dem sie den Flächenverbrauch mittelfristig stoppen 
werden.  

- der Innenentwicklung und der Bestandssanierung Vorrang einzuräumen: Die 
Siedlungsentwicklung muss in den Grenzen der Dörfer von heute stattfinden. Unterstützung 
der Bevölkerung dabei, zu groß gewordenen Wohneinheiten an den geänderten Bedarf 
anzupassen, kann ein Instrument sein, Neubauten und damit weiteren Flächenverbrauch zu 
vermeiden. 

- neue Versiegelungen durch Rückbaumaßnahmen in gleichem Umfang auszugleichen.  

Damit trägt die Gemeinde zur nachhaltigen Entwicklung bei, wie sie sich die Bundesregierung im 
Rahmen der "Nationalen Strategie für eine nachhaltige Entwicklung" und dem Klimaschutzplan 2050 
(Netto-Null) zum Ziel gesetzt hat. Die Naturnähe, die für die touristische Nutzung der Gemeinde ein 
hohes Gut ist, wird erhalten. Höhere Folgekosten für den Erhalt der Infrastruktur werden vermieden. 
Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt unterstützt die Reduzierung des Flächenverbrauchs 
mit Hilfe der sogenannten Altlastenfreistellung, durch die Erstellung eines Bodenschutzprogramms 
sowie durch die Umsetzung des Konzeptes zur Sanierung devastierter Flächen in ländlichen 
Räumen. Rückbaumaßnahmen und Brachflächenrecycling werden mit verschiedenen 
Förderrichtlinien unterstützt. 

 

BUND M-V e.V., Wismarsche Straße 152, 19053 Schwerin Bund für Umwelt 
und Naturschutz 
Deutschland 
 
Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Wismarsche Straße 152 
19053 Schwerin 
Telefon:0385 521339-0 
Telefax: 0385 521339-20 
E-Mail: bund.mv@bund.net 

https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Altlastenbearbeitung/Altlastenfreistellung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Bodenschutz/Bodenschutzprogramm
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Sanierung-devastierter-Flächen
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Sanierung-devastierter-Flächen
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BUND Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

Anerkannter Naturschutzverband nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz, § 30 NatSchAG M-V 
Spendenkonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 37 003 3370 

Girokonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 36 006 0145 

Die gesetzlich geschützten Biotope gem. § 20 NatSchAG M-V sind zu erhalten. Das 
Allgemeininteresse am Schutz der Natur überwiegt hier dem Allgemeininteresse an Eigenheimen an 
diesem Standort. Sofern weiterhin die Bebauung umgesetzt werden soll, regen wir an, die gesetzlich 
geschützten Biotope mit ihrer direkten Umgebung in die Gestaltung zu integrieren. Dabei ist auf die 
Vermeidung von Fallensituationen z.B. durch Straßen in unmittelbarer Nähe zu Kleingewässern als 
Gefährdung von Amphibien zu achten.  

Als Grundlage für eine zutreffende Betrachtung des Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG sind 
Erfassungen der Brutvögel, Amphibien, Reptilien und streng geschützten Insekten durchzuführen. 

 

Sollten uns Erkenntnisse aus aktuellen fachlichen Erhebungen zum Naturhaushalt vorliegen, die 
Auswirkungen auf die vorliegende Planung besitzen können, behalten wir uns weiteren Vortrag vor. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren bzw. um die Übersendung der behördlichen 
Entscheidung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

i.A. Mareike Herrmann 
Referentin für Naturschutz 
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Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen gemäß § 30 NatSchAG M-V  
 

Hier: Satzung über den Bebauungsplan Nr. 38 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für das 
Gebiet nordwestlich an der Klützer Straße zwischen den Ortslagen Wichmannsdorf und 
Boltenhagen 

 

Im Namen des BUND Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. danke ich für die 
Beteiligung am Verfahren und nehme heute fristwahrend wie folgt Stellung:  

Der BUND lehnt die Ausweisung neuer Baugebiete ab und fordert die Gemeinde Ostseebad 
Boltenhagen auf: 

- ein Instrumentarium zu entwickeln, mit dem sie den Flächenverbrauch mittelfristig stoppen 
werden.  

- der Innenentwicklung und der Bestandssanierung Vorrang einzuräumen: Die 
Siedlungsentwicklung muss in den Grenzen der Dörfer von heute stattfinden. Unterstützung 
der Bevölkerung dabei, zu groß gewordenen Wohneinheiten an den geänderten Bedarf 
anzupassen, kann ein Instrument sein, Neubauten und damit weiteren Flächenverbrauch zu 
vermeiden. 

- neue Versiegelungen durch Rückbaumaßnahmen in gleichem Umfang auszugleichen.  

Damit trägt die Gemeinde zur nachhaltigen Entwicklung bei, wie sie sich die Bundesregierung im 
Rahmen der "Nationalen Strategie für eine nachhaltige Entwicklung" und dem Klimaschutzplan 2050 
(Netto-Null) zum Ziel gesetzt hat. Die Naturnähe, die für die touristische Nutzung der Gemeinde ein 
hohes Gut ist, wird erhalten. Höhere Folgekosten für den Erhalt der Infrastruktur werden vermieden. 
Das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt unterstützt die Reduzierung des Flächenverbrauchs 
mit Hilfe der sogenannten Altlastenfreistellung, durch die Erstellung eines Bodenschutzprogramms 
sowie durch die Umsetzung des Konzeptes zur Sanierung devastierter Flächen in ländlichen 
Räumen. Rückbaumaßnahmen und Brachflächenrecycling werden mit verschiedenen 
Förderrichtlinien unterstützt. 

 

BUND M-V e.V., Wismarsche Straße 152, 19053 Schwerin Bund für Umwelt 
und Naturschutz 
Deutschland 
 
Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Wismarsche Straße 152 
19053 Schwerin 
Telefon:0385 521339-0 
Telefax: 0385 521339-20 
E-Mail: bund.mv@bund.net 

https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Altlastenbearbeitung/Altlastenfreistellung
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Bodenschutz/Bodenschutzprogramm
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Sanierung-devastierter-Flächen
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Boden/Sanierung-devastierter-Flächen
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Die gesetzlich geschützten Biotope gem. § 20 NatSchAG M-V sind zu erhalten. Das 
Allgemeininteresse am Schutz der Natur überwiegt hier dem Allgemeininteresse an Eigenheimen an 
diesem Standort. Sofern weiterhin die Bebauung umgesetzt werden soll, regen wir an, die gesetzlich 
geschützten Biotope mit ihrer direkten Umgebung in die Gestaltung zu integrieren. Dabei ist auf die 
Vermeidung von Fallensituationen z.B. durch Straßen in unmittelbarer Nähe zu Kleingewässern als 
Gefährdung von Amphibien zu achten.  

Als Grundlage für eine zutreffende Betrachtung des Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG sind 
Erfassungen der Brutvögel, Amphibien, Reptilien und streng geschützten Insekten durchzuführen. 

 

Sollten uns Erkenntnisse aus aktuellen fachlichen Erhebungen zum Naturhaushalt vorliegen, die 
Auswirkungen auf die vorliegende Planung besitzen können, behalten wir uns weiteren Vortrag vor. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren bzw. um die Übersendung der behördlichen 
Entscheidung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

i.A. Mareike Herrmann 
Referentin für Naturschutz 
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